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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Vorläufige Steuerfestsetzung im Hinblick auf Besteuerung von Renten 
 
Bund und Länder haben eine vorläufige Steuerfestsetzung wegen der Frage der 
Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung von Renten beschlossen. Das 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit einem Schreiben vom 30. August 
2021 die Finanzbehörden angewiesen, den Vorläufigkeitsvermerk ab sofort im 
Rahmen der verfahrensrechtlichen Möglichkeiten allen Steuerbescheiden ab 
2005 beizufügen, in denen eine Leibrente oder eine andere Leistung aus der 
Basisversorgung nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
Einkommensteuergesetz (EStG) erfasst wird. 

Zu dem Vorläufigkeitsvermerk für die Renten führt das BMF u.a. aus: 

Der Vorläufigkeitsvermerk zur Besteuerung von Leibrenten und anderen 
Leistungen aus der Basisversorgung nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa EStG ist sämtlichen Einkommensteuerfestsetzungen für 
Veranlagungszeiträume ab 2005 beizufügen, in denen eine Leibrente oder eine 
andere Leistung aus der Basisversorgung nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe 
a Doppelbuchstabe aa EStG erfasst wird. Eine mögliche Zuvielbelastung von 
Alterseinkünften muss nach der Rechtsprechung des BFH vom Steuerpflichtigen 
belegt werden (ständige Rechtsprechung des BFH, s. BFH-Urteil vom 21. Juni 
2016, X R 44/14, BFH/NV S. 1791 und vom 19. Mai 2021, X R 20/19, siehe 
unseren Blogbeitrag). Eine Überprüfung von Amts wegen durch die 
Finanzämter ohne Mitwirkung der betroffenen Steuerpflichtigen ist nicht 
möglich. Daher ist in Steuerbescheiden, die den Vorläufigkeitsvermerk enthalten, 
zusätzlich folgender Hinweis aufzunehmen: 

„Wichtiger Hinweis: Sollte nach einer künftigen Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts oder des Bundesfinanzhofs dieser Steuerbescheid 
Ihrer Auffassung nach hinsichtlich der Besteuerung von Leibrenten und anderen 
Leistungen aus der Basisversorgung nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa EStG zu Ihren Gunsten zu ändern sein, benötige ich weitere 
Unterlagen von Ihnen. Von Amts wegen kann ich Ihren Steuerbescheid nicht 
ändern, weil mir nicht alle erforderlichen Informationen vorliegen.“ 

Weiterhin enthält das Schreiben auch Ausführungen u.a. zu 
Vorläufigkeitsvermerken bezgl. der Höhe der kindbezogenen Freibeträge nach § 
32 Absatz 6 Satz 1 und 2 EStG sowie dem Abzug einer zumutbaren Belastung (§ 
33 Absatz 3 EStG) bei der Berücksichtigung von 
Aufwendungen für Krankheit oder Pflege als außergewöhnliche Belastung. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 30. August 2021, IV A 3 – S 0338/19/10006 :001.   

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/05/31/zur-sog-doppelten-besteuerung-von-renten-ii/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2021-08-30-verfassungsmaessigkeit-der-besteuerung-von-leibrenten-und-anderen-leistungen-aus-der-basisversorgung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 02. September 2021 

 
 
Die Verpflegungspauschalen sind auch dann nach § 9 Abs. 4a 
Satz 8 EStG zu kürzen, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
Mahlzeiten zur Verfügung stellt, der Arbeitnehmer aber nicht über 
eine erste Tätigkeitsstätte verfügt. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 030/21. 
 

 

 

 

 

 

Nach der Rechtslage des Jahres 2010 sind Ausschüttungen einer 
Luxemburger SICAV an eine inländische Kapitalgesellschaft, der 
mindestens 25 % der stimmberechtigten Anteile an der SICAV 
gehören, wegen des sog. abkommensrechtlichen 
Schachtelprivilegs des DBA-Luxemburg 1958 von der Besteuerung 
im Inland ausgenommen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 029/21 sowie das 
teilweise inhaltsgleiche Urteil I R 1/18 vom selben Tag. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Aufhebung einer Zuständigkeitsvereinbarung durch die 
Finanzbehörden bedarf keiner Zustimmung des Steuerpflichtigen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VI R 27/19: 
Kürzung der 
Verpflegungs-
pauschalen im Fall der 
Mahlzeitengestellung 
auch dann, wenn der 
Steuerpflichtige nicht 
über eine erste 
Tätigkeitsstätte verfügt 
 
 
12. Juli 2021 
 

Urteil I R 61/17: 
Abkommensrecht-
liches Schachtel-
privileg für 
Ausschüttungen einer 
Luxemburger SICAV 
 
 
 
 
 
15. März 2021 
 

 

 
Urteil VI R 13/19: 
Aufhebung einer 
Zuständigkeitsvereinb
arung nach § 27 AO 
 
 
 
 
 
 
 
12. Juli 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kuerzung-der-verpflegungspauschalen-bei-mahlzeitengestellung-gilt-auch-fuer-arbeitnehmer-ohne-erste-taetigkeitsstaette/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerfreie-ausschuettungen-einer-luxemburger-investment-gesellschaft-sicav/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150127/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110170/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zufluss von Arbeitslohn bei Übertragung einer Versorgungszusage auf 
einen Pensionsfonds 

Die Übertragung einer vom Arbeitgeber erteilten Pensionszusage auf einen 
Pensionsfonds führt beim Arbeitnehmer in Höhe der zur Übernahme der 
bestehenden Versorgungsverpflichtung erforderlichen und getätigten Leistungen 
zum Zufluss von Arbeitslohn. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Kläger sind Ehegatten, die für das Streitjahr (2010) zur Einkommensteuer 
zusammen veranlagt wurden. Der Kläger war Gesellschafter und Geschäftsführer 
einer GmbH, welche ihm im Jahr 1993 eine Pensionszusage erteilt hatte. 

Streitig ist, ob die Übertragung einer Versorgungsverpflichtung zugunsten des 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers von der zusagenden GmbH auf 
einen Pensionsfonds zum Zufluss von steuerbarem Arbeitslohn führt. 

Das Finanzamt rechnete dem steuerpflichtigen Arbeitslohn des Klägers einen 
Betrag in Höhe der bei der GmbH gebildeten Pensionsrückstellung zu. 

Die hiergegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, dass die GmbH dem Kläger durch 
die Übertragung der Pensionszusage gegen Zahlung der Ablöseleistung auf den 
Pensionsfonds steuerbaren Arbeitslohn zugewandt hat. 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH führt das Innehaben von Ansprüchen 
oder Rechten den Zufluss von Einnahmen regelmäßig noch nicht herbei und 
begründet damit auch noch keinen gegenwärtigen Zufluss von Arbeitslohn. Der 
Zufluss ist grundsätzlich vielmehr erst mit der Erfüllung des Anspruchs gegeben, 
also wenn der Arbeitgeber die geschuldete Leistung tatsächlich erbringt. Folglich 
fließt mit der Zusage des Arbeitgebers, dem Arbeitnehmer künftig Leistungen zu 
erbringen, Arbeitslohn erst in dem Zeitpunkt zu, in dem der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer das wirtschaftliche Eigentum verschafft. 

Der Zufluss von Arbeitslohn ist ferner zu bejahen, wenn der Arbeitgeber mit 
seinen Leistungen dem Arbeitnehmer einen unmittelbaren und unentziehbaren 
Rechtsanspruch gegen einen Dritten verschafft. Auch in diesem Fall wird der 
Zufluss aber nicht durch das Versprechen des Arbeitgebers, z.B. 
Versicherungsschutz zu gewähren, herbeigeführt, sondern erst durch die 
Erfüllung dieses Versprechens, insbesondere durch die Leistung der 
Versicherungsbeiträge in der Weise, dass ein eigener unentziehbarer Anspruch 
des Arbeitnehmers auf die Versicherungsleistung entsteht (z.B. BFH, Urteil vom 
22. Februar 2018, VI R 17/16, Rz 26 ff., m.w.N.). 

Demzufolge sind Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung 
gegenwärtig zufließender Arbeitslohn, wenn sich die Sache – wirtschaftlich 
betrachtet – so darstellt, als ob der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Beträge zur 
Verfügung gestellt und der Arbeitnehmer sie zum Erwerb einer Zukunftssicherung 
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verwendet hätte. Kein gegenwärtig zufließender Arbeitslohn, sondern eine 
Versorgungszusage liegt demgegenüber vor, wenn der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer eine Versorgung aus eigenen, erst im Zeitpunkt der Zahlung 
bereitzustellenden Mitteln zusagt; in diesem Fall unterliegen erst die späteren 
aufgrund der Zusage geleisteten Versorgungszahlungen der Lohnsteuer (BFH, 
Urteil vom 18. August 2016, VI R 18/13, Rz. 16, und BFH, Urteil vom 18. August 
2016, VI R 46/13, Rz. 11; jeweils m.w.N.). 

Nach diesen Grundsätzen hat die Übertragung der Pensionszusage von der 
GmbH auf den Pensionsfonds gegen Ablöseleistung zu zusätzlichem Arbeitslohn 
des Klägers geführt. 

Denn der Kläger hat dadurch anstelle der Anwartschaften auf zukünftige 
Rentenzahlungen im Versorgungsfall gegenüber seinem (bisherigen) Arbeitgeber 
–der GmbH– einen eigenständigen Rechtsanspruch gegen den Pensionsfonds 
auf Versorgung gemäß § 236 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) erlangt. 

Der dem Kläger durch die Übertragung der Pensionszusage von der GmbH auf 
den Pensionsfonds zugeflossene Arbeitslohn ist nicht nach § 3 Nr. 66 
Einkommensteuergesetz (EStG) steuerfrei. 

Danach sind Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an 
einen Pensionsfonds zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen 
oder Versorgungsanwartschaften durch den Pensionsfonds u.a. steuerfrei, wenn 
ein Antrag nach § 4d Abs. 3 EStG oder nach § 4e Abs. 3 EStG gestellt worden ist. 

Die GmbH hat den für die Steuerfreiheit erforderlichen Antrag –hier– nach § 4e 
Abs. 3 EStG jedoch unstreitig nicht gestellt. In diesem Fall sind die vom 
Arbeitgeber an den Pensionsfonds erbrachten Leistungen in vollem Umfang 
(lohn-)steuerpflichtig. 

Verfassungsrechtliche Bedenken hiergegen hat der BFH nicht. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 19. April 2021 (VI R 45/18), veröffentlicht am 26. August 2021. 

 

Aufforderung zur Überlassung eines Datenträgers nach „GDPdU“ zur 
Betriebsprüfung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
Aufforderung der Finanzverwaltung an einen Steuerpflichtigen, der seinen 
Gewinn im Wege der Einnahmen-Überschussrechnung ermittelt, zu Beginn einer 
Außenprüfung einen Datenträger „nach GDPdU“ zur Verfügung zu stellen, 
rechtswidrig ist. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung 
nach dem Partnerschaftsgesellschaftsgesetz. Sie ermittelte ihren Gewinn im 
Streitzeitraum 2012 bis 2014 im Wege der Einnahmen-Überschussrechnung. 

Das Finanzamt erließ für den Streitzeitraum am 02. Januar 2017 gegenüber der 
Klägerin eine Prüfungsanordnung. Geprüft werden sollten die gesonderte und 
einheitliche Feststellung von Grundlagen für die Einkommensbesteuerung 
einschließlich des Gewerbesteuermessbetrages und die Umsatzsteuer für 2012 
bis 2014. Das Finanzgericht München wies die gegen die Prüfungsanordnung 
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HIER 

 

ZUM SEMINAR 

gerichtete Klage durch Urteil vom 27. Juni 2018 als unbegründet ab. Die 
Entscheidung ist mit Zurückweisung der Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin 
durch den Bundesfinanzhof rechtskräftig geworden (Beschluss vom 13. 
Dezember 2018, VIII B 114/18). 

Zusammen mit der Prüfungsanordnung forderte der Außenprüfer „die 
Überlassung eines Datenträgers nach GDPdU“ (den Grundsätzen zum 
Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen nach dem Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen –BMF– vom 16.07.2001 – IV D 2 -S 0316- 
136/01, BStBl I 2001, 415) zu Beginn der Betriebsprüfung an. 

Die hiergegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht München hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Die Aufforderung der Finanzverwaltung an einen Steuerpflichtigen, der seinen 
Gewinn im Wege der Einnahmen-Überschussrechnung ermittelt, zu Beginn einer 
Außenprüfung einen Datenträger „nach GDPdU“ zur Verfügung zu stellen, ist als 
unbegrenzter Zugriff auf alle elektronisch gespeicherten Unterlagen unabhängig 
von den gemäß § 147 Abs. 1 AO bestehenden Aufzeichnungs- und 
Aufbewahrungspflichten des Steuerpflichtigen zu verstehen und damit 
rechtswidrig (Anschluss an das BFH-Urteil vom 12. Februar 2020, X R 8/18). 

Eine solche Aufforderung ist zudem unverhältnismäßig, wenn bei einem 
Berufsgeheimnisträger nicht sichergestellt ist, dass der Datenzugriff und die 
Auswertung der Daten nur in den Geschäftsräumen des Steuerpflichtigen oder in 
den Diensträumen der Finanzverwaltung stattfindet (Bestätigung des BFH-Urteils 
vom 16. Dezember 2014, VIII R 52/12). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 07. Juni 2021 (VIII R 24/18), veröffentlicht am 26. August 2021. 
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Aktuelles zur Umsatzsteuer – Spotlight: 

eCommerce und (I)OSS-Verfahren 

14.09., Webinar 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/azu-ecommerce
https://www.pwc-events.com/azu-ecommerce
https://www.pwc-events.com/azu-ecommerce
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110167/
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Aktuelles zur Umsatzsteuer – Spotlight: 

Reisen und Veranstaltungen 

23.09., Webinar 
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durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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